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Laut Verfassung des Kantons Basel-Stadt, soll die Quartierbevölkerung in den Meinungs- 
und Entscheidungsprozess der Behörden einbezogen werden in Belangen, die sie besonders 
betrifft. Dieser Grundsatz gilt auch für Kinder und Jugendliche. 

Wie gross die Partizipationsmöglichkeiten bei einem Vorhaben sind, hängt vom Hand-
lungsspielraum und den vorhandenen Ressourcen ab. Der Leitfaden zeigt für fünf 
Vorhaben mit unterschiedlichem Beteiligungsgrad auf, welche Fragen zu Projektbeginn 
in der Planungsphase zu klären sind und welche Aspekte in der Umsetzungs- und 
Betriebsphase zu beachten sind. 

Es werden auf praktische Tipps zur Umsetzung und Überprüfungsnotwendigkeiten 
hingewiesen.

Legende:

b) Partizipation - Wie beziehe ich Kinder und Jugendliche ein?

• Für Raumplaner*innen und/oder Architekt*innen:  
 Checkliste zum Thema “Planung und Gestaltung“ von  
 kinderfreundlichen Aussen- und Innenräumen
• Partizipative Methoden für Kinder und Jugendliche auf einen Blick
• Kinderfreundliche Stadt Basel:  
 https://www.entwicklung.bs.ch/kinderfreundlichestadtentwicklung

c) Weiterführende Adressen

Kinder/Jugendliche werden proaktiv, frühzeitig und zielgruppenge- 
recht über ein Vorhaben informiert.

Inhalt definieren:
über was soll 
informiert werden?

Zielgruppe bestimmen.

Verantwortlichkeit für 
Kommunikation, Informa-
tionen, Aufgaben 
und Rollen festlegen.

Projektverantwortung und 
-organisation festlegen.

Wie können potentiell 
interessierte Kinder/
Jugendliche erreicht 
werden?

Wie sichere und über-
prüfe ich die Ergebnisse?

Überprüfung der Planung: 
Gibt es Anpassungsbe-
darf oder Nachbesse-
rungsbedarf:

Wie informiere ich über 
den Prozess und die Pro-
jektergebnisse?

Wie und wann finden  
Nachkontrollen statt?

Wie beende ich 
das Projekt?

Braucht es Ersatzange-
bote, Ersatzmassnahmen 
oder Sicherheitsvor- 
kehrungen während der 
Umsetzung?

Können sich Kinder/
Jugendliche an der Aus-
führung beteiligen?

• beim Zeitplan?
• bei den gewählten  
 Verfahren und den  
 gewählten Methoden?
• beim Erreichen der  
 Zielgruppe?
• Bei der Kommunikation 
 und Information?

Zeitfenster beachten; 
Wann wird informiert?

Wann wird die Ver- 
tretung miteinbezogen?

Wann beginnt und endet 
das Verfahren? Wie viel 
Zeit wird für Zwischen- 
etappen benötigt?  
Gibt es wichtige Termine 
zu beachten?

Wieviele finan-
zielle Mittel werden 
benötigt? Wieviel Per-
sonal braucht es?

Arbeitet die Vertretung 
ehrenamtlich oder 
wird sie entschädigt?

In welchen Perimtern/ 
Fällen sind Kinder/
Jugendliche betroffen?  
Wie werden sie  
am besten erreicht?

Bestimmen welche  
Methoden und Verfahren 
sich am besten eignen.

Wann und wo soll 
die Anhörung durch-
geführt werden?

Wieviel Ressourcen 
werden für die ziel- 
gruppenspezifische 
Information benötigt?

Wie eruiert die Stellver-
tretung die Anliegen und 
Bedürfnisse der Kinder  
und wie meldet sie Ergeb-
nisse zurück?

Wer nimmt Rückmel- 
dungen entgegen und 
bearbeitet diese weiter? 
Wer gibt Rückmeldungen 
an die Zielgruppe?

Zielgruppengerecht 
informieren und dabei 
kindergerechte 
Kommunikationsmittel 
wählen.

Direkt oder indirekt 
informieren?

Welche Kinder/Jugendli-
che werden vertreten?
Kann die Zielgruppe im 
Projektverlauf noch in an-
derer Form mitwirken?

Zu welchen Themen/
Fragen sollen Kinder und 
Jugendliche 
angehört werden?

Zu welchen Themen/
Fragen soll sich die 
Vertretung äussern?

Vorgaben und Rahmenbe- 
dingungen verbindlich klären 
und klar kommunizieren.

Ausgangslage beschreiben.

Welche Kinder/Jugend-
liche sollen, wollen oder 
können sich beteiligen?

Zu welchen Themen 
und Fragen sollen 
Kinder /Jugendliche 
partizipieren?

Klären, was das  
Ziel des Beteiligungs-
prozesses ist.

Kinder/Jugendliche können sich zu einem Planungsvorhaben oder  
zu einer zur Entscheidung stehenden Angelegenheit äussern. 

Eine erwachsene Person bringt Anliegen von Kinder/Jugendlichen  
im Planungsprozess ein bzw. vertritt die Anliegen von Kinder/Jugend-
lichen bei Sachthemen. 

Kinder/Jugendliche können in einem Dialog sich und ihre Ideen, 
Bedürfnisse und Sichtweisen einbringen. Die Entscheidungs- 
träger*innen berücksichtigen die Anregungen bei ihren Entschei- 
dungen und geben eine Rückmeldung, welche Anregungen  
weshalb (nicht) aufgenommen werden. Es ist auch möglich, dass 
Entscheidungsbefugnisse geteilt oder delegiert werden.

Kinder/Jugendlichen initiieren selbst ein Projekt und führen dieses 
durch. Erwachsene unterstützen und fördern diese Eigeninitiative bzw. 
Kinder/Jugendliche sind an den Entscheidungen beteiligt.

Anwendung: Bei informellen Verfahren, in denen ein Gestaltungsspielraum  
besteht, Ressourcen vorhanden sind und in denen konsensorientiert ein  
Meinungs- und Wissensaustausch stattfindet. Informelle Verfahren werden  
meist im Vorfeld zur formellen Beteiligung eingesetzt, sind durch hohe  
Flexibilität in Bezug auf Verfahrensabläufe und Methoden gekennzeichnet und  
richten sich v.a. auch an Personen, die keine formellen Mitwirkungsrechte haben. 

Konkrete Themen wählen. 
Kinder/Jugendliche lassen sich 
eher für Themen begeistern, die 
sie oder ihr direktes Lebens- 
umfeld betreffen und für sie 
bedeutsam sind. Kinder/Jugend-
liche ernst nehmen und ihnen 
Vertrauen entgegenbringen!

Entscheidungträger*innen  
frühzeitig einbeziehen. 

Eine Auswahl an alters- 
gerechten Methoden  
findet sich auf der Website.

Anwendung: In Fällen, in denen das Engagement selbstgewählt und themen- 
spezifisch ist. Ziel ist, dieses Engagement sowie Selbstständigkeit, Kreativität und 
Lernprozesse zu fördern.

Alle Kinder/Jugendliche 
sollen unabhängig von Alter, 
Geschlecht, Einschränkung, 
soziokultureller Herkunft oder 
Bildungstand partizipieren 
können. Es sei den spezifische 
Zielgruppen werden gewählt. 
Partizipation ist freiwillig! 
Kinder nicht für politische 
oder andere Zwecke verein-
nahmen!

Projekt z.B. in Schulklassen 
und Jugendzentren vorstellen, 
Aktionen auf Spielplätzen 
lancieren, über Organisa-
tionen Kinder/Jugendliche 
ansprechen.

Die Stellvertretung sollte 
schon vor dem Projekt mit 
der Zielgruppe im Dialog 
und Kontakt sein.

Verständliche und einfache 
Sprache verwenden. Viele 
Beispiele und Bilder anfügen. 

Verantwortung für interne 
und externe Kommunikation 
zum Projekbeginn klären. 

Auch Fehler kommunizieren!

Flyer, Website, Audio-
aufnahmen, Socialmedia, 
Mund zu Mund.

Erfolgsfaktoren sind Spon- 
tanität, Flexibilität und  
Ergebnisoffenheit. Es ist 
wichtig, Anpassungen und 
Veränderungen zuzulassen.

Über Projektänderungen 
offen informieren.

Nach Abschluss des Beteili-
gungsprozesses prüfen, ob die 
Ziele erreicht worden sind.

Dokumentation und Evalua-
tion sollten auch für Kinder/
Jugendliche verständlich sein.

Teilen Sie ihre Erfahrungen 
in- und ausserhalb der 
Verwaltung.

Kinder/Jugendliche müssen 
Partizipation erst lernen, es 
können und dürfen Fehler 
passieren.

Bei Nutzergruppen ist es  
wichtig die Aufgaben, Pflichten  
und Rechte der künftig 
Nutzenden, sowie die Art der 
Zusammenarbeit in einer  
Vereinbarung festzuhalten. 

Nutzungskonflikte mit  
allen Beteiligten aktiv und  
konstruktiv bearbeiten.

Optimierungsbedarf im Dialog 
mit Kinder/Jugendlichen prüfen.
Regelmässige Wartung/Pflege  
und bei Bedarf Ersatz/Reparatur 
organisieren.

Es ist wichtig, das Engagement 
der Kinder/Jugendlichen bei 
Projektabschluss zu würdigen.

Für Kinderpartizipation mehr 
Zeit als für andere Partizipa-
tionsverfahren einplanen. 
Lange Prozesse in kleinere 
Pakete schnüren.

Schulferien oder  
freie Tage beachten.

Möglichst frühzeitig und 
systematisch Zusammen-
arbeit fördern.

Es braucht zusätzliche Zeit, 
Informationen zielgruppen-
gerecht aufzubereiten.

Möglichst vor Ort 
und zeitnah.

Genügend Zeit und finan-
zielle Mittel einplanen. Mit 
Projektverzögerungen und 
-änderungen rechnen.

Gelder für Nachbesserungen  
und Unterhalt nach 
Projektende einplanen.

Es braucht auch Ressourcen, 
um Anliegen zu “übersetzen“ 
und zu bearbeiten. Rück-
fragen, ob Anliegen richtig 
verstanden wurden.

Anwendung: Bei komplexen und abstrakten Themen, bei langjährigen  
Prozessen, wenn in Begleitgruppen und Gremien gearbeitet wird. 

Anwendung: Bei rechtlichen oder Asylverfahren, im Gesundheits- und 
Bildungsbereich oder bei kleinen baulichen Vorhaben; eher für Kinder 
ab Primarschulalter geeignet. 

Anwendung: Wenn Kinder/Jugendliche betroffen sind, aber kein Hand-
lungsspielraum oder keine Ressourcen für Partizipation vorhanden ist.

Je jünger die Beteiligten, desto  
näher sollten die Fragen am  
kindlichen Alltag ansetzen. 

Vereinbaren, ob die Vertre-
tungen zu allen Aspekten 
eines Projekts eine Rück- 
meldung geben soll oder nur 
zu ausgewählten Punkten.

Komplexe Sachverhalte  
zum besseren Verständnis 
vereinfachen.

Bis ins Alter von 12 Jahren 
sollte sich die Information 
auch an die Eltern richten.

Bei grossen Projekten Par-
tizipationskonzept erstellen.

Methoden sinnvoll am Alter, 
Thema, Budget und  
Zeitrahmen anpassen.

Darlegen weshalb es das 
Projekt braucht und  
welchen Personen es nützt.

Einbezug bisheriger Unter- 
suchungen, Studien, Strate-
gien und Statistiken.

Risiken und Potenziale 
festhalten.

Rechtliche, politische, soziale, 
ökonomische, zeitliche, organi-
satorische und technische  
Randbedingungen beachten.

Weiterführende Partizipationsvorhaben

Unterstützung von Eigeninitiativen

Stellvertretung

Anhörungen

Informationen
Inhalt /  Ziel und Zweck

Planungsphase Abschlussphase BetriebsphaseAusgangslage
Rahmenbedingungen Zielgruppe Kommunikation und Aufgaben Zeit und Ort EvaluationUmsetzung NachkontrolleRessourcen

Auf der Website der Kantons- und Stadtentwicklung sind neben  
dem elektronisch vorhandenen Leitfaden «Auf Augenhöhe 1.20m»  
weitere Dokumente mit vertieften Informationen abrufbar:  

Wer führt das Partizipa-
tionsverfahren durch?

Wer kann bei der Planung 
und Durchführung 
helfen bzw. unterstützen?

Ist bei der Informations- 
kampagne oder Anhörung  
der Beibezug von Fach- 
leuten sinnvoll/notwendig?
Bewährt hat sich die Zusammen- 
arbeit mit Vereinen, Kinder- bzw. 
Jugendorganisationen, mit Eltern- 
und Jugendgremien.

Verwaltungsstellen, Stiftung-
en, Vereine oder Unterneh-
men können ein Vorhaben 
unterstützen. 

Link zu Adressen von mögli-
chen Partnerinstitutionen 
in Basel finden Sie auf der 
Website.

Interdisziplinarität und 
Einbezug aller relevanten 
Akteur*innen erhöhen  
die Erfolgschancen. 

Entscheiden, ob die Ver-
waltung das Verfahren selbst 
durchführt oder ob der 
Auftrag extern an Fachleute 
vergeben wird.
Vereinbarung mit externem 
Partner*in aufsetzten.

Organisation Methoden und Verfahren



1.20m Auf Augenhöhe
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D
er L

eitfaden und andere Inform
ationen zur kinderfreundlichen 

Stadt und Stadtentw
icklung sind abrufbar unter: 

https://w
w

w
.entw

icklung.bs.ch/kinderfreundlichestadtentw
icklung

L
iebe L

eserin und lieber L
eser, 

W
illkom

m
en auf A

ugenhöhe 1,20m
! 

1,20m
 entspricht der durchschnittlichen A

ugenhöhe eines neunjährigen K
indes. A

us diesem
 B

lickw
inkel w

ird der L
ebensraum

 anders w
ahrgenom

m
en  

als aus der Sicht eines E
rw

achsenen. V
ersuchen Sie es selbst. Je nach G

rösse ist es ein bisschen um
ständlich, K

niebeugen sind aber gesund und w
ie  

gesagt: Sie erleben die W
elt aus einer neuen Perspektive. Staatliche V

orhaben w
urden und w

erden häufig noch im
m

er aus der Perspektive, den E
rfahrungen 

und W
ahrnehm

ungen der E
rw

achsenen geplant und eingerichtet. D
ie B

edürfnisse von K
indern und Jugendlichen finden darin w

enig B
erücksichtigung.  

B
asel als „kinderfreundliche G

em
einde» ist bestrebt, die B

edürfnisse und R
echte von K

indern und Jugendlichen zu erkennen, ihre A
nliegen aufzunehm

en 
und ihr L

ebensum
feld kinderfreundlich zu gestalten. D

am
it soll nicht nur die L

ebensqualität von jungen M
enschen verbessert, sondern eine lebensw

erte 
Stadt für alle geschaffen w

erden. Z
u beachten ist, dass kinderfreundliche Stadtentw

icklung m
ehr um

fasst als das A
ngebot an B

etreuungs- und Freizeit-
einrichtungen oder die Planung von Spielplätzen, Schulen oder Jugendzentren. E

s beinhaltet auch die B
erücksichtigung von K

indern bei T
hem

en w
ie 

G
esundheit, Sicherheit, U

m
w

elt, W
ohnen, Finanzen oder Integration. D

ie U
m

setzung einer kindergerechten Stadtentw
icklung m

uss deshalb unter B
eteilig-

ung aller D
epartem

ente und w
eiteren A

kteuren ausserhalb der V
erw

altung erfolgen.

D
er L

eitfaden «A
uf A

ugenhöhe 1,20m
» liefert Im

pulse, w
as unter K

inderfreundlichkeit verstanden w
erden kann und w

ie V
orhaben partizipativ m

it K
indern 

und Jugendlichen geplant und um
gesetzt w

erden können. M
it diesem

 L
eitfaden m

öchten w
ir V

erw
altungsm

itarbeitende, Politiker*innen und Fach- 
personen, die m

it K
indern und Jugendlichen arbeiten, zur A

useinandersetzung m
it der «K

inderperspektive» anregen. D
ank der neuen Sichtw

eise können die 
B

edürfnisse von K
indern und Jugendlichen frühzeitig erkannt w

erden und noch gezielter in die G
estaltung ihres L

ebensraum
s einfliessen.

Beat Jans
R

egierungspräsident

Basel, im
 Septem

ber 2021
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01. „G
äll, du dänksch an m

i?” – K
inderrechte und W

erthaltung 
1997 hat die Schw

eiz die U
N

-Konvention über die Rechte des Kindes ratifiziert. D
ie Verantw

ortlichen aus Politik und Verw
altung 

unterstützen die U
m

setzung der Kinderrechtskonvention auf kom
m

unaler Ebene und stärken die Rechte von Kinder und Jugendlichen.  
Eine stärkere Berücksichtigung der Interessen von jungen M

enschen kann nicht allein über G
esetze erreicht w

erden. Vielm
ehr ist  

eine grundsätzliche H
altung notw

endig, die den jungen M
enschen m

ehr Aufm
erksam

keit und U
nterstützung entgegenbringt. D

as bedeutet,  
Erw

achsene nehm
en Kinder und Jugendliche ernst, beziehen ihre Bedürfnisse in ihre Ü

berlegungen und in ihr H
andeln ein und an-

erkennen ihr Potential und ihre Leistungen. D
er Kanton Basel-Stadt führt verschiedene G

rem
ien, um

 den Anliegen einer kinder- und 
jugendfreundlichen Verw

altung m
ehr Achtung zu verschaffen.  

B
eispiele: K

inder- und Jugendkom
m

ission oder N
etzw

erk K
inderschutz B

asel-Stadt 

02. „Ich ka m
itw

irke!”  - Partizipation 
Politik und Verw

altung fördern die Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Sie unterstützen die Teilhabe von jungen M
enschen an 

politischen und gesellschaftlichen Prozessen und stärken die politische Bildung. Kinder und Jugendliche können vom
 Recht auf  

M
itw

irkung G
ebrauch m

achen, w
elches ihnen gem

äss Kantonsverfassung zusteht. U
nterstützt w

erden auch Eigeninitiativen und 
gesellschaftliches Engagem

ent. 
B

eispiele: K
inderM

itW
irkung oder Politbaukasten 

03. „Ich bi sm
art!” -  Bildung 

D
ie Stadt Basel verfügt über ein breites und bedarfsorientiertes Bildungs- und Förderangebot für Kinder und Jugendliche und entw

ickelt  
dieses gem

äss den Bedürfnissen und Partizipationsm
öglichkeiten aller Beteiligten und  Anspruchsgruppen w

eiter. D
ie Politik und 

Verw
altung erhöhen die C

hancengerechtigkeit im
 Bildungsbereich und fördern diesbezügliche M

assnahm
en im

 schulischen und ausser-
schulischen Bereich. D

ie Bildungsförderung greift auch bei w
ichtigen ausserschulischen Them

en w
ie U

m
w

elt, M
edien, Verkehr oder 

zivilgesellschaftlichem
 Engagem

ent. Im
 Berufsw

ahlprozess und bei der Integration in den Arbeitsm
arkt w

erden junge M
enschen unterstützt. 

B
eispiele: B

ildungslandschaften oder Z
entrum

 für B
rückenangebot 

04. „I gang go schutte, w
ährend m

i Brueder m
it dr Band probt ” – Freizeit, Kultur und 

Sportangebote
 

Es w
ird sichergestellt, dass bedarfsorientiert genügend Spiel-, Freizeit-, und Sportangebote für Kinder und Jugendliche vorhanden sind  

und dass auch Freiräum
e für unorganisiertes Spielen und für nicht konsum

orientierten Aufenthalt zur Verfügung stehen. Kinder und 
Jugendliche haben Zugang zu und Teilhabem

öglichkeit an Freizeit, Sport und Kultur. Politik und Verw
altung fördert die Jugendkultur und 

soziokulturelle Angebote für Jugendliche. Jugendkulturelles Schaffen w
ird als w

ichtiger Im
pulsgeber für die gesellschaftliche Ent- 

w
icklung anerkannt. 

B
eispiele: Jugendkulturhaus Som

m
ercasino oder M

ini M
ove 

05. „Ich bi gsund und m
unter!” - G

esundheitsförderung  
Politik und Verw

altung fördern die G
esundheit von Kindern und Jugendlichen. Sie setzen sich insbesondere dafür ein, dass sich Kinder 

und Jugendliche ausgew
ogen ernähren, ausreichend bew

egen und psychisch gesund bleiben. Kinder w
erden von G

efährdungen und 
schädlichen U

m
w

elteinflüssen aber auch von G
ew

altanw
endungen und Vernachlässigungen geschützt. Eine gute G

esundheitsinfrastruktur 
und -versorgung ist auch für diese Altersgruppe sichergestellt. D

en O
pfern von G

ew
alt oder Vernachlässigung w

ird die notw
endige H

ilfe 
angeboten.  D

ie Verw
altung stärkt nebst Inform

ation, Prävention und Partizipation auch die Zusam
m

enarbeit und Vernetzung von Akteuren 
im

 G
esundheits- und Bildungsbereich. 

B
eispiele: B

ew
egungsaktion H

üpfburgw
oche oder Fourchette verte 

06. „D
o han ich Platz zum

 spiele und fühl m
ich w

ohl!“  - G
estaltung öffentlicher Räum

e
 

Politik und Verw
altung sorgen für eine kinder- und jugendgerechte G

estaltung der öffentlichen Räum
e (Innen- und Aussenräum

e) und  
setzen sich für bedürfnisorientierte N

utzungsm
öglichkeiten dieser Räum

e ein. Es stehen genügend Spiel- und Bew
egungs- sow

ie 
Begegnungsräum

e zur Verfügung und jene w
eisen in Bezug auf die Erreichbarkeit, G

estaltung, Ausstattung und Sauberkeit eine hohe 
Q

ualität und Kinderfreundlichkeit auf. Auch Jugendliche haben bedarfsorientiert genügend Aufenthaltsm
öglichkeiten im

 öffentlichen  
Raum

. D
ie Verw

altung erm
öglicht Jugendlichen bei Zw

ischen- und U
m

nutzungen die U
m

setzung von selbstorganisierten Projekten und 
unterstützt sie bei Raum

nutzungskonflikten. 
B

eispiele: B
egegnungszonen oder Spielplatzgestaltung T

heodor H
erzl 

07. „Ich lauf allei in d’Schuel!“ - Verkehrssicherheit  
Politik und Verw

altung berücksichtigen bei der Planung und G
estaltung des Strassenraum

s die Bedürfnisse und Anforderungen von 
Kindern und Jugendlichen an die Sicherheit und Aufenthaltsqualität. Kinder und Jugendliche haben kurze und sichere W

ege zu Schulen, 
Treffpunkten, Sportanlagen sow

ie G
rün- und Freiflächen und können sich zu Fuss, m

it dem
 Velo oder fahrzeugähnlichen G

eräten  
sicher fortbew

egen. Erw
achsene kennen die Bedürfnisse und Verhaltensw

eisen von Kindern im
 Verkehr und nehm

en ihre Verantw
ortung 

und Vorbildfunktion w
ahr. D

ie Verkehrsbildung, Verkehrskom
petenzen und Verkehrserziehung bei Kindern w

erden gefördert. Eine 
jugendgerechte M

obilität um
fasst nebst der Erstellung von sicheren und zusam

m
enhängenden Fuss- und Radw

egen auch die Einführung 
günstiger Abonnem

ente für den öffentlichen Verkehr sow
ie günstige Fahrservices in der N

acht.  
B

eispiele: A
ktion „K

ids&
C

ops” oder V
erkehrsgarten  

08. „D
r Papi m

acht hom
eoffice.“  - A

rbeit und Finanzen
 

Politik, Verw
altung und U

nternehm
en arbeiten gem

einsam
 daran, fam

ilienfreundliche Arbeitsbedingungen zu schaffen und fördern die Ver- 
einbarkeit von Beruf und Fam

ilie. D
er Kanton Basel-Stadt stellt ein bedarfsorientiertes Angebot von fam

ilienergänzenden Betreuungs-
plätzen zur Verfügung. Ein w

eiteres w
ichtiges Ziel ist die Prävention und Bekäm

pfung von Fam
ilienarm

ut. Sie betrifft verschiedene Politik-
bereiche und beinhaltet eine Kom

bination von m
onetären und nicht m

onetären U
nterstützungsm

assnahm
en. U

m
 Kinder und  

Jugendliche im
 U

m
gang m

it G
eld und Konsum

 zu unterstützen, gibt es ausreichend Inform
ations-, Schutz- und Förderm

assnahm
en w

ie 
zum

 Beispiel Schuldenberatungen, Inform
ationen zu kinderfreundlichen G

eschäften und G
astronom

iebetrieben, W
erbeverbote für  

bestim
m

te Produkte, Preiserm
ässigungen oder Kinderartikelbörsen.  

B
eispiele: K

inderm
itw

irkung in K
itas oder Plusm

inus – B
udget- und Schuldenberatung  

09. “M
ir läbe innere grosse W

ohnig.” - W
ohnen

 
Politik und Verw

altung bem
ühen sich, die W

ohnbedürfnisse von Fam
ilien m

öglichst gut zu befriedigen und unterstützen bei N
eubauten 

und bei baulichen M
assnahm

en im
 öffentlichen Raum

 die Selbstständigkeit von Kindern und Jugendlichen. D
ie kantonale W

ohnbaupolitik 
beachtet auch die W

ohnbedürfnisse von jungen Erw
achsenen in Ausbildung und gew

ährt M
ietzinsbeiträge für einkom

m
ensschw

ache 
Personen. 
B

eispiel: W
ohnhaus am

 L
othringerplatz 

10. „Ich ghör derzue!” - Integration   
Basel-Stadt betreibt eine aktive Integrations- und Antidiskrim

inierungspolitik, w
elche alle Aspekte des Lebens um

fasst und die Einbindung 
der M

enschen in die G
esellschaft zum

 Ziel hat. Politik und Verw
altung w

irken U
ngleichheits- und D

iskrim
inierungstendenzen entgegen, 

verstärken und koordinieren die Integrationsförderung und erm
untern zum

 freiw
illigen Engagem

ent. D
iese Bestrebungen gelten auch für 

Kinder und Jugendliche. 
B

eispiele: Schenk m
ir eine G

eschichte - Fam
ily L

iteracy oder W
orkshops zu M

ädchenbeschneidung 

11. „M
i Lieblingsfrosch heisst Kerm

it!” – Ö
kologische N

achhaltigkeit 
Eine intakte U

m
w

elt ist die Voraussetzung für ein gesundes Aufw
achsen. Kinder und Jugendliche sind besonders anfällig für U

m
w

elt-
belastungen und leiden am

 m
eisten unter den Folgen des Klim

aw
andels. Es w

erden M
assnahm

en ergriffen, um
 Kinder und Jugendliche  

vor um
w

eltbedingten G
efährdungen zu schützen. Politik und Verw

altung w
irken auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen  

und auf eine nachhaltige Entw
icklung hin. D

ie U
m

setzungsverantw
ortung für nachhaltige Entw

icklung ist in der Verfassung des Kantons 
Basel-Stadt festgeschrieben. D

as U
m

w
eltbew

usstsein und die U
m

w
eltkom

petenz junger M
enschen w

erden m
it vielfältigen Angeboten  

und M
assnahm

en gefördert.   
B

eispiele: T
heater „A

bfall ist kein Z
ufall” oder K

lim
aw

eg B
asel 

12. „Kunnsch online?” – D
igitalisierung 

D
ie Verw

altung fördert Kinder und Jugendliche in ihrer Kom
petenz im

 U
m

gang m
it digitalen M

edien derart, dass sie neben digitaler 
D

enkw
eise und technischen Fähigkeiten auch Sozialkom

petenzen, Kreativität, Flexibilität und kritisches D
enken entw

ickeln. M
it  

der Verankerung von digitaler Bildung in der Volksschule soll die C
hancengleichheit hinsichtlich sozioökonom

ischem
 Status, H

erkunft  
und G

eschlecht erhöht w
erden. N

eben der Förderung ergreift der Kanton auch M
assnahm

en, um
 Kinder und Jugendliche vor  

O
nline-G

efahren und der Verletzung ihrer Privatheit und Identität im
 N

etz zu schützen. D
er Kanton bietet auch genügend Beratungs-  

und U
nterstützungsangebote bei einer Suchtgefährdung an.   

B
eispiele: Projekt „Internet, H

andy &
 C

o” oder #heschnoinfluence

a) 
12 Leitsätze einer kinderfreundlichen Stadtentw

icklung

Im
pressum

:

Leitfaden zur Förderung einer kinderfreundlichen Stadtentw
icklung


